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Experten: Rechte Jugendliche nicht ausgrenzen =

   Schwerin (dpa/mv) - In der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus plädieren Fachleute für das direkte Gespräch mit betroffenen Jugendlichen. «Wir wollen Integration statt Ausgrenzung», betonte der Bremer Projektleiter Andrea Müller am Donnerstag in Schwerin zum Auftakt einer Tagung der Landespräventionsräte von Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern. «Die Orientierung nur auf das "Gegen" ist nicht erfolgversprechend.» Ziel müsse es sein, die jungen Leute für die Demokratie zurückzugewinnen.

   Mecklenburg-Vorpommerns Innenminister Lorenz Caffier (CDU) räumte in einer Mitteilung ein, dass es für derartige Jugendarbeit im Nordosten noch zu wenig Initiativen gebe, vielfach fehle in den Kommunen auch das Verständnis dafür. «Wer im Kampf gegen Rechtsextremismus und Gewalt dauerhaft Erfolge erzielen will, muss sich mit den beteiligten Jugendlichen auch direkt auseinandersetzen», betonte der Minister. Jedoch machte er auch deutlich, dass er gegen rechte Gewalttäter mit aller Macht des Staates vorgehen werde und ein NPD-Verbot nach wie vor befürworte. Die Zahl rechtsextremistischer Straftaten war 2008 laut Statistik des Innenministeriums stark gestiegen. Der rechten Szene wurden im Nordosten etwa 1400 Personen zugeordnet.

   Nach Einschätzung Müllers lassen wirtschaftliche Unsicherheit und eine zunehmend empfundene Distanz zwischen Politikern und Volk das Vertrauen in die Demokratie schwinden. «Demokratieskepsis ist eines der Einfallstore, die Rechtsextremisten nutzen», sagte der Pädagoge und Sozialarbeiter. Deshalb müsse die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus immer auch ein Werben für die Demokratie sein.

«Wir müssen den Jugendlichen, die aus vielerlei Gründen in die rechte Szene geraten, glaubwürdige und akzeptable Alternativen anbieten. Der Ausstieg aus der Szene funktioniert nur, wenn es ein Umstieg wird», erklärte Müller.

   Die Notwendigkeit von Alternativen unterstrich auch Peter Steger, der 1991 im Kampf gegen rechte Gewalt in Berlin Sportangebote initiiert hatte. «Man muss ein Bein in diese Cliquen bekommen, Vertrauen aufbauen und Autorität entwickeln. Nur so kann man Veränderungen in den Einstellungen bewirken», erklärte Steger.

   Jugendarbeit, bei der der Dialog gesucht werde, dürfe aber nicht dazu führen, dass rechte Gruppen machen könnten, was sie wollten, warnte der Leiter der Landeszentrale für politische Bildung, Jochen Schmidt. Er sprach sich für ein engeres Zusammenwirken von politischer Bildung und Sozialarbeit aus. Jungen Leuten solle vermittelt werden, dass Politik nicht «trüb und grau ist, sondern Spaß machen kann».

(Internet: http://www.kriminalpraevention-mv.de)
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